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Abgedruckte Gesetzestexte 
(zum Teil auch im Kodex „Besonderes 

Verwaltungsrecht“ vorhanden) 

Aus der Straßenverkehrsordnung 1960, BGBl 
1960/159 idgF 

 

§ 1  

Geltungsbereich 

(1) Dieses Bundesgesetz gilt für Straßen mit 
öffentlichem Verkehr. Als solche gelten Straßen, die von 
jedermann unter den gleichen Bedingungen benützt 
werden können. 

(2) Für Straßen ohne öffentlichen Verkehr gilt 
dieses Bundesgesetz insoweit, als andere 
Rechtsvorschriften oder die Straßenerhalter nichts 
anderes bestimmen. Die Befugnisse der Behörden und 
Organe der Straßenaufsicht erstrecken sich auf diese 
Straßen nicht. 

 

§ 89a  

Entfernung von Hindernissen 

(1) Die Lenker von Fahrzeugen haben dafür zu 
sorgen, daß Steine oder andere Gegenstände, die unter 
die Räder des Fahrzeuges gelegt worden sind, um das 
Abrollen zu verhindern, vor der Weiterfahrt von der 
Straße entfernt werden. Kann mit einem Fahrzeug wegen 
einer Betriebsstörung die Fahrt nicht fortgesetzt werden, 
so hat der Lenker, wenn das Fahrzeug ein Hindernis 
bildet, für die eheste Entfernung des Fahrzeuges von der 
Fahrbahn zu sorgen. 

(2) Wird durch einen Gegenstand auf der Straße, 
insbesondere durch ein stehendes Fahrzeug, mag es 
betriebsfähig oder nicht betriebsfähig sein, durch Schutt, 
Baumaterial, Hausrat und dergleichen der Verkehr 
beeinträchtigt, so hat die Behörde die Entfernung des 
Gegenstandes ohne weiteres Verfahren zu veranlassen. 
Die Entfernung ist ferner ohne weiteres Verfahren zu 
veranlassen 

 a) bei einem Gegenstand, bei dem zu vermuten ist, 
daß sich dessen der Inhaber entledigen wollte, 

sowie bei einem ohne Kennzeichentafeln 
abgestellten Kraftfahrzeug oder Anhänger und 

 b) bei einem Gegenstand (Fahrzeug, Container u. 
dgl.), der im Bereich eines Halte- und 
Parkverbotes abgestellt ist, das aus Gründen der 
Sicherheit erlassen worden und durch das 
Vorschriftszeichen nach § 52 Z 13b mit einer 
Zusatztafel „Abschleppzone“ (§ 54 Abs. 5 lit. j) 
kundgemacht ist. 

(2a) Eine Verkehrsbeeinträchtigung im Sinne des 
Abs. 2 ist insbesondere gegeben, 

 a) wenn Schienenfahrzeuge nicht unbehindert 
fahren können, 

 c) wenn der Lenker eines sonstigen Fahrzeuges am 
Vorbeifahren oder Wegfahren oder am Zufahren 
zu einer Ladezone oder zu einer Garagen- oder 
Grundstückseinfahrt gehindert ist, 

 f) wenn Radfahrer an der Benützung eines 
Radfahrstreifens, eines Radweges oder eines 
Geh- und Radweges gehindert sind, 

 i) wenn der Lenker eines Taxifahrzeuges oder 
einer Fiakerkutsche am Zufahren zum 
Standplatz gehindert ist. 

(3) Im Falle der Unaufschiebbarkeit sind auch die 
Organe der Straßenaufsicht, des Straßenerhalters, der 
Feuerwehr oder eines Kraftfahrlinien- oder 
Eisenbahnunternehmens berechtigt, unter den im Abs. 2 
genannten Voraussetzungen die dort bezeichneten 
Gegenstände zu entfernen oder entfernen zu lassen. Dies 
gilt insbesondere auch bei Vorliegen der 
Voraussetzungen für unaufschiebbare 
Verkehrsbeschränkungen nach § 44b Abs. 1. 

(4) Von der Entfernung des Gegenstandes nach 
Abs. 2 und von dem Ort der Verbringung ist sowohl die 
dem Orte der bisherigen Aufstellung oder Lagerung am 
nächsten gelegene als auch die hiefür örtlich zuständige 
Polizeidienststelle unverzüglich zu verständigen. Von 
einer Entfernung des Gegenstandes nach Abs. 3. ist 
darüber hinaus die Behörde unverzüglich zu 
verständigen. Die Polizeidienststelle hat alle die 
Verbringung betreffenden Auskünfte zu erteilen. 

(5) Sofern der Gegenstand noch nicht übernommen 
worden ist, hat die Behörde innerhalb einer Frist von 

einer Woche nach dem Entfernen des Gegenstandes den 
Eigentümer, im Falle des Entfernen eines zum Verkehr 
zugelassenen Kraftfahrzeuges oder Anhängers jedoch 
den Zulassungsbesitzer, durch Zustellung zu eigenen 
Handen (§ 22 des Allgemeinen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, BGBl. 
Nr. 51/1991) aufzufordern, den Gegenstand innerhalb 
einer Frist von sechs Monaten, einen im letzten Satz des 
Abs. 2 genannten Gegenstand aber innerhalb einer Frist 
von zwei Monaten, gerechnet vom Tage der Zustellung, 
zu übernehmen. Kann die Person, an welche die 
Aufforderung zu richten wäre, nicht festgestellt werden, 
ist § 25 des Zustellgesetzes – ZustG, BGBl. 
Nr. 200/1982, sinngemäß anzuwenden. 

 (7) Das Entfernen und Aufbewahren des 
Gegenstandes erfolgt auf Kosten desjenigen, der im 
Zeitpunkt des Aufstellens oder Lagerns des 
Gegenstandes dessen Inhaber, bei zum Verkehr 
zugelassenen Kraftfahrzeugen oder Anhängern dessen 
Zulassungsbesitzer war. Die Kosten sind vom Inhaber, 
bei zum Verkehr zugelassenen Kraftfahrzeugen oder 
Anhängern vom Zulassungsbesitzer oder deren 
Erfüllungsgehilfen (Beauftragten) bei der Übernahme 
des Gegenstandes zu bezahlen. Wird der Gegenstand 
innerhalb der gemäß Abs. 5 festgesetzten Frist nicht 
übernommen oder die Bezahlung der Kosten verweigert, 
so sind die Kosten dem Inhaber des entfernten 
Gegenstandes, bei zum Verkehr zugelassenen 
Kraftfahrzeugen dem Zulassungsbesitzer mit Bescheid 
vorzuschreiben. Ist der Gegenstand widerrechtlich 
entzogen worden, so sind die Kosten demjenigen 
vorzuschreiben, der den Gegenstand entzogen hat. Ist der 
Gegenstand jedoch zu einem Zeitpunkt aufgestellt oder 
gelagert worden, zu dem die Voraussetzungen zur 
Entfernung nach Abs. 2 oder 3 noch nicht vorlagen, so 
sind die Kosten für die Entfernung, Aufbewahrung und 
Übernahme des Gegenstandes und die Gefahr der 
Entfernung und Aufbewahrung von dem Rechtsträger zu 
tragen, dessen Organ die Entfernung veranlaßt hat, es sei 
denn, daß dem Inhaber der bevorstehende Eintritt der 
Voraussetzung bekannt war oder daß die Aufstellung 
oder Lagerung von Anbeginn gesetzwidrig war. Eine 
Kostenvorschreibung nach Ablauf von drei Jahren nach 
Entfernung des Gegenstandes ist unzulässig. 
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(7a) Die Höhe der zu bezahlenden Kosten (Abs. 7) 
kann durch Verordnung in Bauschbeträgen (Tarifen) 
gestaffelt bei Fahrzeugen nach der Art, sonst nach Größe 
oder Gewicht der Gegenstände auf Grund einer 
Ausschreibung nach dem kostengünstigsten Angebot 
festgesetzt werden. Die Festsetzung ist derart 
vorzunehmen, daß die notwendigen, der Behörde aus der 
Entfernung und Aufbewahrung der Gegenstände 
tatsächlich erwachsenden durchschnittlichen Kosten 
gedeckt sind. Hiezu gehören insbesondere die Kosten des 
Einsatzes der Transportfahrzeuge, der Entlohnung des 
für das Entfernen benötigten Personals, der Amortisation 
der Geräte sowie der Errichtung, des Betriebes, der 
Erhaltung, der Sicherung und der Bewachung des Ortes 
der Aufbewahrung, wobei jedoch jene Kosten 
unberücksichtigt zu bleiben haben, die die Behörde aus 
dem allgemeinen Aufwand zu tragen hat. Die für die 
Aufbewahrung der Gegenstände zu entrichteten 
Bauschbeträge sind nach der Dauer der Verwahrung zu 
bestimmen. 

 

§ 94  

Zuständigkeit des Bundesministers für Verkehr, 
Innovation und Technologie 

Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie 

 1. für die Erlassung der ihm in diesem 
Bundesgesetz ausdrücklich vorbehaltenen 
Verordnungen, 

 2. für die Erlassung von Verordnungen, die 
Autobahnen betreffen, ausgenommen jedoch 
Verordnungen gemäß § 43 Abs. 1a, und 

 3. für die Erlassung von Verordnungen, mit denen 
Bundesstraßen zu Autostraßen oder 
Vorrangstraßen erklärt werden. 

 

§ 94a  

Zuständigkeit der Landesregierung 

(1) Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, 
sofern sich nicht eine andere Zuständigkeit ergibt, die 
Landesregierung. Diese ist jedenfalls für die 

Handhabung der Verkehrspolizei (§ 94b Abs. 1 lit. a) auf 
Autobahnen zuständig. 

(2) Die Landesregierung kann Organe, die der 
Landespolizeidirektion angehören oder dieser zugeteilt 
sind und in Angelegenheiten des Straßenverkehrs 
besonders geschult sind, zur Handhabung der 
Verkehrspolizei einsetzen: 

 a) auf der Autobahn, 

 b) auf verkehrsreichen Straßenzügen, 

 c) wenn die Verkehrsverhältnisse diesen Einsatz 
erfordern, 

 d) wenn auf Grund von Verkehrsbeobachtungen, 
Verkehrszählungen oder Verkehrserfahrungen 
aus Anlaß vorhersehbarer Ereignisse dieser 
Einsatz notwendig ist, 

 e) zur Hintanhaltung von schweren 
Verwaltungsübertretungen, insbesondere 
solchen nach § 5, § 99 Abs. 1 bis 2 und 
Überschreitungen von erlaubten 
Höchstgeschwindigkeiten, oder wenn ein über 
den Bereich einer Bezirksverwaltungsbehörde 
hinausgehendes Einschreiten erforderlich ist. 

(3) Abs. 2 lit. b bis e gilt nicht für das Gebiet einer 
Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist. 

(4) Die Landesregierung kann sich im Gebiet einer 
Gemeinde, für das eine Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist zur Vollziehung des 
Abs. 1 zweiter Satz auch der Angehörigen des 
Wachkörpers Bundespolizei dieser Behörden bedienen. 

 

§ 94b  

Zuständigkeit der Bezirksverwaltungsbehörde 

(1) Behörde im Sinne dieses Bundesgesetzes ist, 
sofern der Akt der Vollziehung nur für den betreffenden 
politischen Bezirk wirksam werden soll und sich nicht 
die Zuständigkeit der Gemeinde oder – im Gebiet einer 
Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist – der 
Landespolizeidirektion ergibt, die 
Bezirksverwaltungsbehörde 

 a) für die Verkehrspolizei, das ist die Überwachung 
der Einhaltung straßenpolizeilicher Vorschriften 
und die unmittelbare Regelung des Verkehrs 
durch Arm- oder Lichtzeichen, nicht jedoch für 
die Verkehrspolizei auf der Autobahn, 

 b) für die Erlassung von Verordnungen und 
Bescheiden, 

 c) für die Entfernung von Hindernissen (§ 89a) mit 
Ausnahme der Erlassung von Verordnungen 
nach § 89a Abs. 7a, 

  

§ 97  

Organe der Straßenaufsicht 

(1) Die Organe der Straßenaufsicht, insbesondere 
der Bundespolizei und im Falle des § 94c Abs. 1 auch 
der Gemeindewachkörper, haben die Verkehrspolizei 
(§ 94b Abs. 1 lit. a) zu handhaben und bei der 
Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch 

 a) Vorbeugungsmaßnahmen gegen drohende 
Verwaltungsübertretungen, 

 b) Maßnahmen, die für die Einleitung von 
Verwaltungsstrafverfahren erforderlich sind, 

 c) Anwendung körperlichen Zwanges, soweit er 
gesetzlich vorgesehen ist, 

mitzuwirken. 

Darüber hinaus können Mitglieder eines 
Gemeindewachkörpers mit Zustimmung der Gemeinde 
von der zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde in dem 
Umfang und unter den Voraussetzungen wie die 
sonstigen Organe der Straßenaufsicht zur Mitwirkung bei 
der Vollziehung dieses Bundesgesetzes durch die in lit. a 
bis c angeführten Maßnahmen ermächtigt werden. In 
diesem Fall unterstehen die Mitglieder des 
Gemeindewachkörpers in fachlicher Hinsicht der 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde. 

--------------------------------------------------------------------- 

Aus dem Kraftfahrgesetz 1967, BGBl 1967/267 idgF 

 

§ 1  

Anwendungsbereich 
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(1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind, 
sofern im Abs. 2 nichts anderes festgesetzt ist, auf 
Kraftfahrzeuge und Anhänger, die auf Straßen mit 
öffentlichem Verkehr (§ 1 Abs. 1 der 
Straßenverkehrsordnung 1960 – StVO. 1960, BGBl. 
Nr. 159) verwendet werden, und auf den Verkehr mit 
diesen Fahrzeugen auf solchen Straßen anzuwenden. 

 

§ 36  

Allgemeines 

Kraftfahrzeuge und Anhänger außer Anhängern, die 
mit Motorfahrrädern gezogen werden, dürfen 
unbeschadet der Bestimmungen der §§ 82, 83 und 104 
Abs. 7 über die Verwendung von Kraftfahrzeugen und 
Anhängern mit ausländischem Kennzeichen und von 
nicht zugelassenen Anhängern auf Straßen mit 
öffentlichem Verkehr nur verwendet werden, wenn 

 a) sie zum Verkehr zugelassen sind (§§ 37 bis 39) 
oder mit ihnen behördlich bewilligte Probe- oder 
Überstellungsfahrten (§§ 45 und 46) 
durchgeführt werden, 

 b) sie das behördliche Kennzeichen (§ 48) führen, 

 

§ 48  

Kennzeichen 

(1) Für jedes Kraftfahrzeug und jeden Anhänger ist, 
unbeschadet der Bestimmungen der Abs. 2 und 3, bei der 
Zulassung (§§ 37 bis 39) ein eigenes Kennzeichen, bei 
der Bewilligung von Überstellungsfahrten ein eigenes 
Überstellungskennzeichen (§ 46 Abs. 2) zuzuweisen. 
Außer dem zugewiesenen Kennzeichen darf jedoch auch 
ein zweites, noch nicht für ein anderes Fahrzeug 
zugewiesenes Kennzeichen, ein Deckkennzeichen, 
zugewiesen werden für Fahrzeuge, 

 1. die für Fahrten des Bundespräsidenten, der 
Präsidenten des Nationalrates, des Vorsitzenden 
des Bundesrates, der Mitglieder der 
Bundesregierung, der Staatssekretäre, der 
Mitglieder der Volksanwaltschaft, der 
Mitglieder der Landesregierungen, der 
Präsidenten der Landtage, der Mitglieder der 

Landesvolksanwaltschaften, des Präsidenten des 
Rechnungshofes oder der Präsidenten und 
Vizepräsidenten des Verfassungsgerichtshofes, 
des Verwaltungsgerichtshofes sowie des 
Obersten Gerichtshofes verwendet werden, 

 2. die zur Verwendung im Bereich des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, der Finanzverwaltung, der 
Strafvollzugsverwaltung, des Bundesheeres oder 
der Finanzstrafbehörden bestimmt sind, 

 3. die für Fahrten der Missionschefs ausländischer 
diplomatischer Vertretungsbehörden bestimmt 
sind. 

 (2) Bei der Zulassung von je zwei oder drei 
Fahrzeugen desselben Antragstellers ist auf Antrag für 
diese Fahrzeuge ein einziges Kennzeichen, ein 
Wechselkennzeichen, zuzuweisen, sofern die Fahrzeuge 
in dieselbe der im § 3 Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 angeführten 
Obergruppen fallen und sofern Kennzeichentafeln 
desselben Formates auf allen in Betracht kommenden 
Fahrzeugen verwendet werden können. Das 
Wechselkennzeichen darf zur selben Zeit nur auf einem 
der Fahrzeuge geführt werden. 

 

§ 134  

Strafbestimmungen 

(1) Wer diesem Bundesgesetz, den auf Grund dieses 
Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen, Bescheiden 
oder sonstigen Anordnungen, den Artikeln 5 bis 9 und 10 
Abs. 4 und 5 der Verordnung (EG) Nr. 561/2006, der 
Verordnung (EWG) Nr. 3821/85 oder den Artikeln 5 bis 
8 und 10 des Europäischen Übereinkommens über die 
Arbeit des im internationalen Straßenverkehr 
beschäftigten Fahrpersonals (AETR), BGBl. 
Nr. 518/1975 in der Fassung BGBl. Nr. 203/1993, 
zuwiderhandelt, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit einer Geldstrafe bis zu 5 000 Euro, im Falle ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs 
Wochen zu bestrafen. Bei der Einbringung von 
Fahrzeugen in das Bundesgebiet sind solche 
Zuwiderhandlungen auch strafbar, wenn sie auf dem 
Wege von einer österreichischen 
Grenzabfertigungsstelle, die auf ausländischem Gebiet 
liegt, zur Staatsgrenze begangen werden. Wurde der 

Täter wegen der gleichen Zuwiderhandlung bereits 
einmal bestraft, so kann an Stelle der Geldstrafe Arrest 
bis zu sechs Wochen verhängt werden. Wurde der Täter 
wegen der gleichen Zuwiderhandlung bereits zweimal 
bestraft, so können Geld- und Arreststrafen auch 
nebeneinander verhängt werden. Die Verhängung einer 
Arreststrafe ist in diesen Fällen aber nur zulässig, wenn 
es ihrer bedarf, um den Täter von weiteren 
Verwaltungsübertretungen der gleichen Art abzuhalten. 
Auch der Versuch einer solchen Zuwiderhandlung ist 
strafbar. 

 (2) Eine Zuwiderhandlung gegen die im Abs. 1 
angeführten Vorschriften gilt nicht als 
Verwaltungsübertretung, wenn 

 1. bei einem Verkehrsunfall durch die Tat nur 
Sachschaden entstanden ist und 

 a) die nächste Polizeiinspektion ohne Aufschub 
von Personen, deren Verhalten am Unfallort 
mit dem Verkehrsunfall in ursächlichem 
Zusammenhang steht, vom Verkehrsunfall 
verständigt wurde oder 

 b) die in lit. a genannten Personen und jene, in 
deren Vermögen der Schaden eingetreten ist, 
einander ihre Identität nachgewiesen haben, 
oder 

 2. die Tat den Tatbestand einer in die Zuständigkeit 
der Gerichte fallenden strafbaren Handlung 
bildet. 

(3) Bei Übertretungen des § 4 Abs. 7a und § 101 
Abs. 1 lit. a kann § 50 VStG 1991 mit der Maßgabe 
angewendet werden, dass Geldstrafen bis 210 Euro sofort 
eingehoben werden. 

 (4) Beim Verdacht einer Übertretung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes oder der auf Grund 
dieses Bundesgesetzes erlassenen Verordnungen kann im 
Sinne des § 37a VStG 1950 als vorläufige Sicherheit ein 
Betrag bis 2 180 Euro festgesetzt werden. Diese 
Wertgrenze ist auch für die Beschlagnahme gemäß § 37a 
Abs. 3 VStG maßgebend. Bei Verdacht einer 
Übertretung durch den Zulassungsbesitzer gilt dabei der 
Lenker als Vertreter des Zulassungsbesitzers, falls nicht 
dieser selbst oder ein von ihm bestellter Vertreter bei den 
Amtshandlungen anwesend ist, sofern der Lenker 
Dienstnehmer des Zulassungsbesitzers ist, oder mit 
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diesem in einem sonstigen Arbeitsverhältnis steht oder 
die Fahrt im Auftrag des Zulassungsbesitzers oder in 
dessen Interesse durchführt. 

(4a) Die Organe der öffentlichen Sicherheit oder der 
Straßenaufsicht können die Unterbrechung der Fahrt 
anordnen und ihre Fortsetzung durch geeignete 
Vorkehrungen (Abnahme der Fahrzeugschlüssel und der 
Fahrzeugpapiere, Anbringung technischer Sperren am 
Fahrzeug, Abstellung an geeignetem Ort u. dgl.) 
verhindern, solange die gemäß Abs. 4 festgesetzte 
vorläufige Sicherheit oder ein Kostenersatz gemäß §§ 58 
Abs. 4, 101 Abs. 7 oder 102 Abs. 12 nicht geleistet wird. 
Hierbei ist mit möglichster Schonung der Person 
vorzugehen und der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 
zu wahren. 

(4b) Wird die Unterbrechung der Fahrt gemäß 
Abs. 4a nicht innerhalb von 72 Stunden aufgehoben, so 
kann die Behörde das Kraftfahrzeug als Sicherheit 
beschlagnahmen. § 37 Abs. 3 bis 6 VStG ist sinngemäß 
anzuwenden. 

(5) Wurde mit einem Kraftfahrzeug oder Anhänger 
eine unter § 50 Abs. 1 VStG 1950 fallende Übertretung 
dieses Bundesgesetzes, der 
Straßenverkehrsordnung 1960, des 
Eisenbahngesetzes 1957 oder von auf Grund dieser 
Bundesgesetze erlassenen Verordnungen von einem dem 
anzeigenden Organ unbekannten Lenker begangen und 
ist die Übergabe eines Beleges gemäß § 50 Abs. 2 
VStG 1950 an den Täter oder die Hinterlassung am 
Tatort nicht möglich, so kann der Beleg auch dem 
Zulassungsbesitzer zugestellt werden. 

--------------------------------------------------------------------- 

Aus dem Passgesetz 1992, BGBl 1992/839 idgF 

 

§ 4  

Staatsbürgerschaft 

Gewöhnliche Reisepässe, Dienstpässe und 
Diplomatenpässe dürfen nur für Personen ausgestellt 
werden, die die Staatsbürgerschaft besitzen. 

 

§ 14  

Paßversagung 

 (1) Die Ausstellung, die Erweiterung des 
Geltungsbereiches und die Änderung eines Reisepasses 
sind zu versagen, wenn 

 1. der Passwerber seine Identität nicht zweifelsfrei 
nachzuweisen vermag oder die erforderliche 
Mitwirkung verweigert, 

 2. die Freizügigkeit des Paßwerbers auf Grund 
gesetzlicher Bestimmungen beschränkt ist und 
die Versagung zur Erreichung des Ziels dieser 
Beschränkung erforderlich ist, 

 3. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß der 
Paßwerber den Reisepaß benützen will, um 

 a) sich einer wegen einer gerichtlich strafbaren 
Handlung, die mit mehr als drei Jahren 
Freiheitsstrafe bedroht ist, eingeleiteten 
Strafverfolgung oder Strafvollstreckung im 
Inland zu entziehen, 

 b) gerichtlich strafbare Zollzuwiderhandlungen 
zu begehen, 

 c) die rechtswidrige Ein- oder Durchreise eines 
Fremden in oder durch einen Mitgliedstaat 
der Europäischen Union oder in einen 
Nachbarstaat Österreichs zu fördern, 

 4. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß durch 
den Aufenthalt des Paßwerbers im Ausland die 
innere oder äußere Sicherheit der Republik 
Österreich gefährdet würde, oder 

 5. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, der 
Passwerber könnte als Mitglied einer 
kriminellen Organisation oder kriminellen oder 
terroristischen Vereinigung im Sinne der §§ 278 
bis 278b StGB durch den Aufenthalt im Ausland 
die innere oder äußere Sicherheit der Republik 
Österreich gefährden. 

 

§ 15  

Paßentziehung 

 (1) Ein Reisepaß, dessen Gültigkeitsdauer nicht 
länger als fünf Jahre abgelaufen ist, ist zu entziehen, 
wenn nachträglich Tatsachen bekannt werden oder 

eintreten, die die Versagung der Ausstellung des 
Reisepasses rechtfertigen. 

(2) Ein Reisepaß ist ferner zu entziehen, wenn 

 1. anläßlich einer paßbehördlichen Amtshandlung 
festgestellt wird, daß der Reisepaß nicht mehr 
die Identität des Paßinhabers wiedergibt, sofern 
es sich nicht um einen zeitlich nach der 
Passausstellung entstandenen Verlust von 
Gliedmaßen handelt, 

 2. eine Eintragung der Paßbehörde unrichtig oder 
unkenntlich ist, 

 3. das Lichtbild fehlt oder den Inhaber nicht mehr 
zweifelsfrei erkennen läßt, oder 

 4. der Reisepaß verfälscht, nicht mehr vollständig 
(§ 3 Abs. 2) oder aus sonstigen Gründen 
unbrauchbar ist. 

(3) Unbeschadet der Abs. 1, 2 und 2a ist ein nicht 
zur Entwertung vorgelegter Reisepass (§ 10a) zu 
entziehen. 

(4) Besitzt der Paßinhaber nicht mehr die 
Staatsbürgerschaft oder liegen die Fälle des Abs. 2 und 
2a vor, so bedarf es keines Bescheides, wenn der 
Reisepaß der Behörde ohne weiteres zur Entwertung 
oder - in den Fällen des Abs. 2 Z 1 und 2 - zur Änderung 
vorgelegt wird. 

(5) Vollstreckbar entzogene Reisepässe sind der 
Paßbehörde unverzüglich vorzulegen. Sie stellen keine 
gültigen Reisedokumente dar und sind von der Behörde 
zu entwerten. 

 

§ 15a 

 Abnahme des Reisepasses 

(1) Die Behörden und Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen ihnen 
vorgelegten Reisepass abzunehmen, wenn 

 1. dieser vollstreckbar entzogen, 

 3. dieser zur Entwertung (§ 10a) vorzulegen ist. 

(2) Der Reisepaß ist unverzüglich der Behörde 
vorzulegen, in deren örtlichem Wirkungsbereich das 
Organ eingeschritten ist. Diese hat 
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 1. im Fall des Abs. 1 Z 1 den Reisepaß an jene 
Behörde weiterzuleiten, welche die Entziehung 
verfügt hat, und 

 2. im Fall des Abs. 1 Z 3 die Entwertung 
vorzunehmen und sodann unverzüglich den 
Reisepass seinem Besitzer wieder auszufolgen. 

 

§ 16 

Behörden 

(1) Amtshandlungen obliegen im Zusammenhang 
mit 

 1. gewöhnlichen Reisepässen im Inland den 
Bezirksverwaltungsbehörden, im Gebiet einer 
Gemeinde, für das die Landespolizeidirektion 
zugleich Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, 
dem Bürgermeister, im Ausland den 
Vertretungsbehörden; 

 2. Dienstpässen dem Bundesminister für Inneres; 

 3. Diplomatenpässen dem Bundesminister für 
europäische und internationale Angelegenheiten. 

(2) Die örtliche Zuständigkeit richtet sich im Inland 
nach dem Hauptwohnsitz und in Ermangelung eines 
solchen nach dem Aufenthalt im Bundesgebiet. 
Beantragt eine Person eine passbehördliche 
Amtshandlung bei einer sachlich zuständigen 
Inlandsbehörde, in deren Sprengel sie sich aufhält, 
obliegt dieser die Amtshandlung. 

 

§ 19  

Personalausweise 

(1) Der Besitz eines Reisepasses schließt die 
Ausstellung eines Personalausweises, der Besitz eines 
Personalausweises die Ausstellung eines Reisepasses 
nicht aus. 

(2) Auf die Ausstellung, die Gültigkeitsdauer und 
ihre Einschränkung, die Vorlagepflicht, die Versagung 
und die Entziehung von Personal ausweisen, sowie auf 
die Abnahme von Personalausweisen sind die 
diesbezüglichen, die gewöhnlichen Reisepässe 
betreffenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
einschließlich der §§ 9 Abs. 7 und 15 Abs. 5 mit der 

Maßgabe anzuwenden, daß Entziehungsverfahren auf 
gültige Personalausweise beschränkt sind. 

 (5) Die Ausstellung, die Entziehung und die 
Einschränkung von Personalausweisen sowie die 
Miteintragung von Kindern und die Ungültigerklärung 
einer Miteintragung obliegt den 
Bezirksverwaltungsbehörden, im Gebiet einer Gemeinde, 
für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde erster Instanz ist, dem Bürgermeister; 
die Ausstellung, die Entziehung, die Einschränkung der 
Gültigkeitsdauer sowie die Ungültigerklärung einer 
Miteintragung auch den Vertretungsbehörden. 

(6) Für die örtliche Zuständigkeit gelten die 
Regelungen des § 16 Abs. 2 bis 4. 

--------------------------------------------------------------------- 

Aus dem Steiermärkischen Baugesetz 1995, 
LGBl 1995/59 idgF 

 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

Die nachstehenden Begriffe haben in diesem Gesetz 
folgende Bedeutung: 

 2. Abstellflächen für Kraftfahrzeuge: Flächen im 
Freien, die dem Abstellen sowie der Zu- und 
Abfahrt von Kraftfahrzeugen außerhalb von 
öffentlichen Verkehrsflächen dienen; 

 3. Abstellplatz für Kraftfahrzeuge: jene 
Teilfläche einer Garage oder Abstellfläche, die 
dem Abstellen des einzelnen Kraftfahrzeuges 
dient; 

 13. Bauliche Anlage (Bauwerk): eine Anlage, die 
mit dem Boden in Verbindung steht und zu 
deren fachgerechter Herstellung bautechnische 
Kenntnisse erforderlich sind. 

 Eine Verbindung mit dem Boden besteht schon 
dann, wenn die Anlage 

 – durch eigenes Gewicht auf dem Boden ruht 
oder 

 – auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist 
oder 

 – nach ihrem Verwendungszweck dazu 
bestimmt ist, überwiegend ortsfest benutzt zu 
werden; 

 15. Bauwerber: eine Person, die eine 
Baubewilligung beantragt oder ein 
anzeigepflichtiges Vorhaben anzeigt; 

 28. Garagen: Gebäude oder Teil eines Gebäudes, 
welches zum Einstellen von Kraftfahrzeugen 
bestimmt ist. Als Garagen gelten nicht 
Ausstellungs- und Verkaufsräume sowie 
Arbeitsräume zur Instandsetzung von 
Kraftfahrzeugen 

 29. Gebäude: überdeckte, allseits oder überwiegend 
umschlossene Bauwerke 

 31. Gebäudehöhe: der jeweilige vertikale Abstand 
zwischen einem Punkt auf der 
Geländeverschneidung (natürliches Gelände) mit 
der Außenwandfläche und dem 
darüberliegenden Dachsaum; 

 44. Nachbar: Eigentümer oder Inhaber eines 
Baurechtes (Bauberechtigter) der an den 
Bauplatz angrenzenden Grundflächen sowie 
jener Grundflächen, die zum vorgesehenen 
Bauplatz in einem solchen räumlichen 
Naheverhältnis stehen, dass vom geplanten Bau 
oder dessen konsensgemäßer Benützung 
Einwirkungen auf diese Grundflächen ausgehen 
können, gegen welche die Bestimmungen dieses 
Gesetzes Schutz gewähren, oder dass von seiner 
genehmigten gewerblichen oder 
landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen 
Betriebsanlage Einwirkungen auf den Bauplatz 
ausgehen können; 

 47. Nebengebäude: eingeschoßige, ebenerdige, 
unbewohnbare Bauten von untergeordneter 
Bedeutung mit einer Geschoßhöhe bis 3,0 m, 
einer Firsthöhe bis 5,0 m und bis zu einer 
bebauten Fläche von 40 m2; 

 48. Neubau: Herstellung einer neuen baulichen 
Anlage, die keinen Zu- oder Umbau darstellt. 
Ein Neubau liegt auch dann vor, wenn nach 
Abtragung bestehender baulicher Anlagen alte 
Fundamente oder Kellermauern ganz oder 
teilweise wiederverwendet werden; 
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 64. Zubau: die Vergrößerung einer bestehenden 
baulichen Anlage der Höhe, Länge oder Breite 
nach bis zur Verdoppelung der bisherigen 
Geschoßflächen. 

 

 

§ 19 

Baubewilligungspflichtige Vorhaben 

Bewilligungspflichtig sind folgende Vorhaben, 
sofern sich aus den §§ 20 und 21 nichts anderes ergibt: 

 1. Neu-, Zu- oder Umbauten von baulichen 
Anlagen sowie größere Renovierungen (§ 4 
Z 34a) 

 2. Nutzungsänderungen, die auf die Festigkeit, den 
Brandschutz, die Hygiene, die Sicherheit von 
baulichen Anlagen oder deren Teilen von 
Einfluss sein können oder die Nachbarrechte 
berühren oder wenn Bestimmungen des jeweils 
geltenden Raumordnungsgesetzes, des 
Flächenwidmungsplanes oder des 
Bebauungsplanes berührt werden können 

 3. die Errichtung, Änderung oder Erweiterung von 
Abstellflächen für Kraftfahrzeuge, Garagen und 
Nebenanlagen; 

 4. Einfriedungen gegen Nachbargrundstücke oder 
öffentliche Verkehrsflächen sowie Stützmauern, 
jeweils ab einer Höhe von mehr als 1,5 m 

 5. Veränderungen des natürlichen Geländes von 
nach dem Flächenwidmungsplan im Bauland 
gelegenen Grundflächen sowie von im Freiland 
gelegenen Grundflächen, die an das Bauland 
angrenzen 

 6. die länger als drei Tage dauernde Aufstellung 
von Fahrzeugen und anderen transportablen 
Einrichtungen, die zum Aufenthalt oder 
Nächtigen von Personen geeignet sind, wie 
insbesondere Wohnwagen, Mobilheime und 
Wohncontainer, außerhalb von öffentlichen 
Verkehrsflächen, Abstellflächen oder Garagen; 

 7. der Abbruch von Gebäuden, ausgenommen 
Nebengebäude; 

  

§ 20 

Anzeigepflichtige Vorhaben 

Anzeigepflichtig sind folgende Vorhaben, soweit 
sich aus § 21 nichts anderes ergibt: 

 1. Neu-, Zu- oder Umbauten von Kleinhäusern im 
Bauland, wenn die Eigentümer der an den 
Bauplatz angrenzenden Grundstücke sowie jene 
Grundeigentümer, deren Grundstücke vom 
Bauplatz durch ein schmales Grundstück bis zu 
6 m Breite (z. B. öffentliche Verkehrsfläche, 
privates Wegegrundstück, Riemenparzelle u. 
dgl.) getrennt sind, durch Unterfertigung der 
Baupläne ausdrücklich ihr Einverständnis mit 
dem Vorhaben erklärt haben 

 2. die Errichtung, Änderung oder Erweiterung von 

 a) Abstellflächen für mehr als fünf Krafträder 
bis höchstens 30 Krafträder oder mehr als 
zwei Kraftfahrzeuge bis höchstens zwölf 
Kraftfahrzeuge mit einem höchsten 
zulässigen Gesamtgewicht von je 3500 kg 
einschließlich der erforderlichen Zu- und 
Abfahrten; 

 b) Garagen für höchstens 30 Krafträder oder 
höchstens zwölf Kraftfahrzeuge mit einem 
höchsten zulässigen Gesamtgewicht von je 
3500 kg und Nebenanlagen, auch wenn sie als 
Zubau zu einem Gebäude ausgeführt werden; 

 c) Schutzdächern (Flugdächern) mit einer 
überdeckten Fläche von über 40 m2, auch 
wenn diese als Zubau zu einem Gebäude 
ausgeführt werden; 

 d) Nebengebäuden, 

jeweils wenn die Voraussetzungen nach Z 1 
vorliegen. 

--------------------------------------------------------------------- 

Aus dem Steiermärkischen Raumordnungsgesetz 
2010, LGBl 2010/49 idgF 

 

§ 1 

Geltungsbereich 

(1) Dieses Gesetz regelt die Raumordnung in der 
Steiermark. 

(2) Raumordnung im Sinn dieses Gesetzes ist die 
planmäßige, vorausschauende Gestaltung eines Gebietes, 
um die nachhaltige und bestmögliche Nutzung und 
Sicherung des Lebensraumes im Interesse des 
Gemeinwohles zu gewährleisten. Dabei ist, ausgehend 
von den gegebenen Strukturverhältnissen, auf die 
natürlichen Gegebenheiten, auf die Erfordernisse des 
Umweltschutzes sowie die wirtschaftlichen, sozialen, 
gesundheitlichen und kulturellen Bedürfnisse der 
Bevölkerung und die freie Entfaltung der Persönlichkeit 
in der Gemeinschaft Bedacht zu nehmen. 

 

§ 25 

Flächenwidmungsplan 

(1) Jede Gemeinde hat in Durchführung der 
Aufgaben der örtlichen Raumordnung (§ 19) für ihr 
Gemeindegebiet durch Verordnung einen 
Flächenwidmungsplan aufzustellen und fortzuführen. 

(2) Der Flächenwidmungsplan besteht aus dem 
Wortlaut und folgenden planlichen Darstellungen: 

 1. dem Flächenwidmungsplan im engeren Sinn, 

 2. dem Bebauungsplanzonierungsplan, 

 3. allfälligen Ergänzungsplänen, wenn dadurch 
Inhalte des Flächenwidmungsplanes besser 
lesbar sind. Auf diese hat die Legende des 
Flächenwidmungsplanes hinzuweisen. 

Der Wortlaut hat nur jene Anordnungen zu erfassen, die 
zeichnerisch nicht darstellbar sind. Soweit ein 
Widerspruch zwischen dem Wortlaut und den planlichen 
Darstellungen besteht, gilt der Wortlaut. 

 

§ 26 

Inhalt des Flächenwidmungsplans 

(1) Der Flächenwidmungsplan hat das gesamte 
Gemeindegebiet räumlich zu gliedern und die 
Nutzungsart für alle Flächen entsprechend den räumlich-
funktionellen Erfordernissen festzulegen. Dabei sind 
folgende Nutzungsarten vorzusehen: 

 1. Bauland, 

 2. Verkehrsflächen, 

 3. Freiland. 
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 (3) Die Gemeinde hat auf Planungen benachbarter 
Gemeinden, anderer öffentlich-rechtlicher 
Körperschaften sowie anderer Planungsträger und 
Unternehmen besonderer Bedeutung Bedacht zu nehmen. 

 

§ 33 

Freiland 

(1) Alle nicht als Bauland oder Verkehrsflächen 
festgelegten Grundflächen gehören zum Freiland. Sofern 
im Freiland keine baulichen Nutzungen außerhalb der 
Land- und/oder Forstwirtschaft nach Maßgabe der 
Abs. 3, 5 und 6 zulässig sind, dienen die Flächen des 
Freilandes der land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
oder stellen Ödland dar. 

(2) Als Freihaltegebiete können solche Flächen 
festgelegt werden, die im öffentlichen Interesse, 
insbesondere zum Schutz der Natur oder des Orts- und 
Landschaftsbildes oder wegen der natürlichen 
Verhältnisse wie Grundwasserstand, 
Bodenbeschaffenheit, Lawinen-, Hochwasser-, 
Vermurungs-, Steinschlag- und Rutschgefahr sowie 
Immissionen usw. von einer Bebauung freizuhalten sind. 

 (5) Außerhalb der land- und/oder 
forstwirtschaftlichen Nutzung dürfen im Freiland 

 1. Neu- und Zubauten errichtet werden, 

 a) die für eine Sondernutzung gemäß Abs. 3 Z 1 
erforderlich sind, oder 

 b) für eine Wohnnutzung, wenn eine 
Sondernutzung gemäß Abs. 3 Z 2 
(Auffüllungsgebiet) festgelegt ist und der 
Neu- bzw. Zubau nicht innerhalb des 
Geruchsschwellenabstandes eines 
landwirtschaftlichen Tierhaltungsbetriebes 
errichtet wird. 

 2. Zubauten bei im Freiland befindlichen 
rechtmäßig bestehenden baulichen Anlagen – 
ausgenommen bei solchen baulichen Anlagen, 
die ehemals im Rahmen der land- und/oder 
forstwirtschaftlichen Nutzung oder ehemals 
einer Sondernutzung im Sinn des Abs. 3 Z 1 
unter Anwendung von raumordnungsrechtlichen 
Freilandbestimmungen bewilligt wurden – 
bewilligt werden. Durch Zubauten darf die neu 

gewonnene Geschoßfläche insgesamt nicht mehr 
als die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des ersten 
Flächenwidmungsplanes bestehende oder 
erstmals genehmigte betragen, wobei der Zubau 
den gleichen Verwendungszweck aufzuweisen 
hat wie der bauliche Bestand. Geht bei einer 
rechtmäßig bestehenden baulichen Anlage im 
Zuge von Bauausführungen der Konsens unter, 
kann das Projekt (ehemaliger Altbestand und 
Zubau) mit demselben Verwendungszweck als 
Neubau auf demselben Standort bewilligt 
werden. 

 7. kleinere ebenerdige, unbewohnbare Gebäude 
von untergeordneter Bedeutung 
(Gartenhäuschen, Gerätehütten, Garagen für 
höchstens zwei Kraftfahrzeuge mit einem 
höchsten zulässigen Gesamtgewicht von je 3500 
kg, Holzlagen, Bienenhütten und dergleichen) 
und Flugdächer insgesamt bis zu einer 
Gesamtfläche von 40 m2 sowie andere kleinere 
bauliche Anlagen ohne Gebäudeeigenschaft im 
Sinn des § 21 Abs. 1 Z 2 des Steiermärkischen 
Baugesetzes, und jeweils nur im unmittelbaren 
Anschluss an rechtmäßig bestehende 
Wohngebäude auf demselben Grundstück, sowie 
Einfriedungen errichtet werden, wenn hierdurch 
das Orts- und Landschaftsbild nicht 
beeinträchtigt wird. 

--------------------------------------------------------------------- 

Aus dem steiermärkischen 
Geländefahrzeugegesetz 1973, LGBl 1973/139 idgF 

 

§ 1 

Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen 

(1) Dieses Gesetz regelt die Verwendung von 
Kraftfahrzeugen außerhalb von Straßen mit öffentlichem 
Verkehr oder von befestigten Fahrwegen im freien 
Gelände. 

(2) Als Kraftfahrzeuge im Sinne des Abs. 1 gelten 
ein- oder mehrspurige Fahrzeuge, die durch technisch 
freigemachte Energie angetrieben werden, nicht an 
Gleise gebunden sind und deren Antriebsenergie nicht 
Leitungen entnommen wird. Diese Fahrzeuge werden 

hinsichtlich ihrer Verwendung im freien Gelände als 
Geländefahrzeuge bezeichnet. Als Motorschlitten gelten 
Geländefahrzeuge, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung 
überwiegend für Fahrten im freien Gelände mit Schnee- 
oder Eisdecke bestimmt sind. 

 

§ 2 

Verwendungsverbot und Ausnahmen 

(1) Die Verwendung von Geländefahrzeugen ist, 
soweit in den Abs. 2 und 3 und im § 10 nicht anderes 
bestimmt ist, verboten. 

(2) Dem Verbot des Abs. 1 unterliegt nicht die 
Verwendung von Geländefahrzeugen für Fahrten 

 a) in Ausübung ihres Dienstes durch Organe des 
Landes, des Bundesheeres oder der 
Heeresverwaltung, des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes, der Zollwache, des Post- 
und Fernmeldedienstes, des 
Vermessungsdienstes, der Österreichischen 
Bundesbahnen, der Steiermärkischen 
Landesbahnen und der Flugsicherungsstellen des 
Bundesamtes für Zivilluftfahrt; 

 b) im Einsatz des Rettungs- und 
Katastrophenhilfsdienstes (wie z. B. Feuerwehr, 
Rotes Kreuz und Bergrettung) sowie des 
Lawinenwarndienstes; 

 c) im Bergbaubereich und im Bereich gewerblicher 
Betriebsanlagen einschließlich der 
Zufahrtswege; 

 d) im Rahmen des Betriebes eines Bauhaupt- oder -
nebengewerbes oder im Rahmen des Einsatzes 
von Baugeräten durch Dienststellen der 
öffentlichen Verwaltung; 

 e) zur Ausgestaltung, Pflege und Beaufsichtigung 
von Grundflächen, die der Ausübung des 
Wintersportes oder der Erholung dienen (z. B. 
Schipisten, Rodelbahnen, Loipen, 
Wanderwege); 

 f) zur ärztlichen, geburtshilflichen und 
seelsorglichen Betreuung sowie zur 
tierärztlichen Versorgung; 
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 g) zur Errichtung und Erhaltung von Energie- und 
Wasserversorgungsanlagen; 

 h) auf Motorsportanlagen, die nach § 22b des 
Steiermärkischen Veranstaltungsgesetzes, LGBl. 
Nr. 192/1969, in der jeweils geltenden Fassung, 
als Betriebsstätte genehmigt sind. 

(3) Dem Verbot nach Abs. 1 unterliegt nicht die 
Verwendung von Geländefahrzeugen mit Ausnahme der 
Motorschlitten für Fahrten 

 a) im Rahmen der Bewirtschaftung land- und 
forstwirtschaftlicher Grundstücke; 

 b) im Rahmen der Jagd- und Fischereiwirtschaft 
durch den Jagd- oder Fischereiberechtigten oder 
durch die von diesem der 
Bezirksverwaltungsbehörde namhaft gemachten 
Personen; 

 c) der Anrainer auf Wegen, die zu Wohn- und 
Wirtschaftsgebäuden führen. 

§ 3 

Ansuchen 

(1) Ein Ansuchen um Erteilung einer 
Ausnahmebewilligung vom Verbot nach § 2 Abs. 1 ist 
schriftlich bei der für den örtlichen Verwendungsbereich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde einzubringen. 
Es hat über das Geländefahrzeug folgende Angaben zu 
enthalten: 

 a) das Eigentumsrecht oder den Nachweis des 
rechtmäßigen Besitzes des 
Ausnahmebewilligungswerbers; 

 b) den beabsichtigten Verwendungszweck und die 
Zahl der allenfalls zu befördernden Personen; 

 c) die örtliche und zeitliche Verwendung; 

 d) die technische Beschaffenheit und Ausrüstung 
sowie die zur Identifizierung des Fahrzeuges 
notwendigen Daten. 

(2) Ist der Bewilligungswerber eine juristische 
Person, so hat er der Bezirksverwaltungsbehörde eine 
natürliche Person namhaft zu machen, die für die 
Einhaltung der für den Betrieb des Geländefahrzeuges 
geltenden Bestimmungen verantwortlich ist. 

(5) Erzeuger oder Händler von Geländefahrzeugen 
im Sinne dieses Gesetzes können um eine generelle 

Bewilligung für die Vornahme von Probe- und 
Versuchsfahrten ansuchen; hinsichtlich der 
Versuchsfahrten durch Erzeuger ist von den 
Erfordernissen des Abs.1 lit. a und d Abstand zu 
nehmen. 

 

§ 4 

Ausnahmebewilligungen 

(1) Ausnahmebewilligungen zur Verwendung von 
Geländefahrzeugen dürfen nur erteilt werden für Fahrten: 

 a) durch Organe der öffentlichen Aufsicht in 
Ausübung ihres Dienstes, soweit nicht § 2 
Abs. 2 lit. a anzuwenden ist; 

 b) zur Errichtung, Erhaltung und zum Betrieb von 
Aufstiegshilfen (z. B. Schilifte und Seilbahnen); 

 c) zur Errichtung, Erhaltung und zum Betrieb von 
Fremdenverkehrsunternehmen und allgemein 
zugänglichen Touristenschutzhütten, wenn kein 
anderes Verkehrsmittel zur Verfügung steht; 

 d) für Probe- und Versuchsfahrten von 
gewerblichen Betrieben, wobei für 
Versuchsfahrten und für alle Probefahrten mit 
Motorschlitten ein bestimmtes Gelände 
festzulegen ist; 

 e) zur Durchführung von Sportveranstaltungen 
(§ 10). 

(2) Eine Ausnahmebewilligung nach Abs. 1 ist zu 
erteilen, wenn durch die beabsichtigte Verwendung des 
Geländefahrzeuges nachstehende öffentliche Interessen 
nicht erheblich beeinträchtigt werden: 

 a) Schutz des Lebens und der Gesundheit von 
Menschen und Tieren; 

 b) Schutz der Natur, insbesondere die Erhaltung 
der Lebensgrundlagen für Tiere und Pflanzen; 

 c) Schutz der Reinheit des Bodens, der Luft und 
der Gewässer; 

 d) Schutz der Bewohner, der Insassen von 
Kranken- und Kuranstalten, Altenheimen, der 
erholungsuchenden und sportausübenden 
Personen vor Geruchs-, Lärm- und 
Abgasbelästigungen. 

(3) Eine Ausnahmebewilligung nach Abs. 1 ist für 
einen bestimmten Verwendungszweck und örtlichen 
Verwendungsbereich zu erteilen. Soweit es erforderlich 
ist, um eine Beeinträchtigung der im Abs.2 bezeichneten 
öffentlichen Interessen auf ein möglichst geringes Maß 
zu beschränken, ist die Bewilligung zeitlich zu befristen 
oder unter Auflagen oder Bedingungen zu erteilen; 
insbesondere ist der Betrieb von Motorschlitten in 
Gebieten, die überwiegend der Ausübung des 
Wintersports oder der Erholung dienen, auf bestimmte 
Zeiten oder Geländeteile (in erster Linie Fahrwege) zu 
beschränken oder auszuschließen. 

(4) Vorbewilligungen über Ansuchen nach § 3 
Abs.4 sind längstens auf 1 Jahr zu befristen. 

(5) Die Zulässigkeit der Mitbeförderung von 
Personen auf Geländefahrzeugen ist, soweit dies für den 
Verwendungszweck notwendig ist, in der 
Ausnahmebewilligung zahlenmäßig ausdrücklich 
auszusprechen. 

(6) Über die Erteilung der Ausnahmebewilligung ist 
dem Berechtigten außerdem eine Bescheinigung 
auszustellen; in dieser sind der Name und die Adresse 
des Berechtigten sowie die zur Identifizierung des 
Geländefahrzeuges notwendigen Daten, die Kennummer 
(§ 5), der zugelassene Verwendungszweck und 
Verwendungsbereich sowie Befristungen, Auflagen oder 
Bedingungen und die Zulässigkeit der Mitbeförderung 
von Personen einzutragen. 

(7) Allenfalls sonst noch für den Betrieb von 
Geländefahrzeugen erforderliche öffentlich-rechtliche 
oder privatrechtliche Bewilligungen werden durch die 
nach diesem Gesetz erteilte Ausnahmebewilligung nicht 
ersetzt. 

 

§ 5 

Anzeigepflicht, Zulassungsbescheinigung, Kennummer 

(1) Die im Sinne des § 2 Abs. 1 lit. e bis g sowie des 
§ 2 Abs. 3 beabsichtigte Verwendung von 
Geländefahrzeugen, die nach kraftfahrrechtlichen 
Vorschriften nicht zugelassen sind und kein Kennzeichen 
führen, ist der für den örtlichen Verwendungsbereich 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde unter Angabe 
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der im § 3 Abs. 1 lit. a bis d enthaltenen Daten 
anzuzeigen. 

(2) Auf Grund dieser Anzeige ist dem Berechtigten 
eine Zulassungsbescheinigung auszustellen, in der der 
Name und die Adresse des Berechtigten sowie die zur 
Identifizierung des Geländefahrzeuges notwendigen 
Daten und die Kennummer einzutragen sind. 

(3) Bei der Erteilung einer Ausnahmebewilligung 
(§ 4) oder Zulassungsbescheinigung (Abs. 2) ist für jedes 
Fahrzeug eine eigene Kennummer zuzuweisen. 

(4) Die Kennummer muß aus arabischen Ziffern 
und einem nachgestellten „ST“ bestehen. Ziffern und 
Buchstaben müssen mindestens 4 cm hoch und 1,8 cm 
breit in grüner Farbe auf weißem Grund ausgeführt sein. 
Die Bezirksverwaltungsbehörde hat für die zugewiesene 
Kennummer eine Kennummertafel auszugeben. 

(5) Auf jedem Geländefahrzeug, das auf Grund 
einer Ausnahmebewilligung (§ 4) oder einer 
Zulassungsbescheinigung (Abs. 2) verwendet wird, muß 
eine Kennummertafel, je nach der Bauart auf der Vorder- 
und Rückseite, sonst an beiden Längsseiten des 
Geländefahrzeuges deutlich sichtbar angebracht sein. 

(6) Der Inhaber einer Ausnahmebewilligung hat die 
Kennummertafel gemeinsam mit der 
Ausnahmebewilligung und der Bescheinigung gemäß § 4 
Abs. 6 oder der Zulassungsbescheinigung (Abs. 2) der 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich abzuliefern, 
wenn 

 a) er nicht mehr Eigentümer oder rechtmäßiger 
Besitzer des Geländefahrzeuges ist; 

 b) das Geländefahrzeug nicht mehr verwendet 
wird; 

 c. die Vollstreckbarkeit der Aufhebung der 
Ausnahmebewilligung oder der Zurücknahme 
der Zulassungs-bescheinigung (§ 9 Abs.1) 
eingetreten ist. 

 

§ 7 

Betrieb der Geländefahrzeuge 

Die Wartung, das Abstellen, die Vorbereitung zur 
Inbetriebnahme und der Betrieb eines Geländefahrzeuges 

dürfen – unbeschadet sonstiger Rechtsvorschriften – nur 
so erfolgen, daß die dadurch berührten öffentlichen 
Interessen (§ 4 Abs. 2) nur in unvermeidbarem Maße 
beeinträchtigt werden, Beschädigungen im Gelände, 
unzumutbare Nachteile oder Belästigungen nicht 
entstehen und die körperliche Sicherheit von Personen 
nicht gefährdet wird; insbesondere darf durch den 
Betrieb nicht mehr Geruch, Lärm oder Abgase verursacht 
werden, als dies bei ordnungsgemäßem Zustand und 
sachgemäßer Verwendung unvermeidbar ist. 

 

§ 10 

Sportveranstaltungen und Trainingsfahrten 

(1) Für die Organisation und Durchführung von 
Sportveranstaltungen mit Geländefahrzeugen, z. B. 
Moto-Cross, hat die Bezirksverwaltungsbehörde dem 
Veranstalter auf Grund eines Ansuchens, das Ort, Zeit 
und Art der Veranstaltung sowie die Zahl der 
teilnehmenden Geländefahrzeuge enthalten muß, bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des § 4 Abs. 2 eine 
Ausnahmebewilligung zu erteilen. Die Bestimmungen 
des § 4 Abs.3 und 5 gelten sinngemäß. 

(2) Für das Fahren auf einem ständigen 
Trainingsgelände (z. B. Moto-Cross-Gelände) ist bei 
Vorliegen der Voraussetzungen des Abs.1 eine auf 
längstens 2 Jahre befristete Ausnahmebewilligung zu 
erteilen. In der Ausnahmebewilligung ist die 
Inbetriebnahme von Geländefahrzeugen nach den 
örtlichen Gegebenheiten auf bestimmte Zeiten an 
höchstens 3 Werktagen in der Woche zu beschränken 
und die Höchstzahl der Geländefahrzeuge festzusetzen, 
die gleichzeitig in Betrieb genommen werden dürfen. 

(3) Während des zeitlichen und innerhalb des 
örtlichen Geltungsbereiches einer Ausnahmebewilligung 
gemäß Abs. 1 oder 2 sind für die Verwendung dieser 
Geländefahrzeuge keine Ausnahmebewilligungen gemäß 
§ 4 erforderlich. 

 

§ 12 

Strafbestimmungen 

(1) Wer den in § 2 Abs. 1, § 5 Abs. 1, 5 und 6, § 7, 
§ 8 Abs. 1 und § 14 oder in den nach diesem Gesetz 
erlassenen Verordnungen oder Verfügungen enthaltenen 
Geboten oder Verboten zuwiderhandelt, begeht eine 
Verwaltungsübertretung und ist hiefür von der 
Bezirksverwaltungsbehörde, im Gebiet einer Gemeinde, 
für das die Landespolizeidirektion zugleich 
Sicherheitsbehörde ist, von der Landespolizeidirektion, 
mit Geld bis zu 1.453 Euro, im Uneinbringlichkeitsfalle 
mit Arrest bis zu 4 Wochen zu bestrafen. 

(2) Wenn der Täter bereits mehr als zweimal die 
gleiche Übertretung begangen hat sowie beim Vorliegen 
besonders erschwerender Umstände können Geld- und 
Arreststrafen nebeneinander verhängt werden. Unter den 
gleichen Voraussetzungen kann das Geländefahrzeug 
auch für verfallen erklärt werden. 

(3) Geldstrafen fließen dem Land zu. 

 

§ 13 

Mitwirkung 

(1) Die Organe der Bundespolizei haben bei der 
Vollziehung dieses Gesetzes in dem durch das Gesetz, 
LGBl. Nr. 8/1969, bestimmten Rahmen mitzuwirken. 

(2) Die übrigen Organe der öffentlichen Aufsicht 
haben Vorkommnisse und Wahrnehmungen im Rahmen 
ihrer Dienstausübung, die eine behördliche Tätigkeit auf 
Grund dieses Gesetzes erforderlich machen, der 
Bezirksverwaltungsbehörde unverzüglich zu melden oder 
zur Ahndung begangener Übertretungen die Anzeige zu 
erstatten. 


